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Editorial

<

nach den Verhandlungen 
zur Rücknahme der abge
senkten Eingangsbesol
dung und zur Übernah
me des Tarifergebnisses 
auf die Beamten und 
Versorgungsempfänger 
ist in unserem Feld wie
der Ruhe eingekehrt. Die 
anfänglich teilweise sehr 
heftige Reaktion einzel
ner Kolleginnen und  
Kollegen ist einer nüch
ternen Abwägung gewi
chen. Der diesbezügliche 
Gesetzentwurf wurde 
dem BBW zur Stellung
nahme vorgelegt und wir 
haben unsere Mitglieds
gewerkschaften und Ver
bände informiert. Damit 
ist nach meiner Überzeu
gung ein neues und ge
wichtiges „Kapitel“ im 
Umgang der Landesre
gierung mit dem öffent
lichen Dienst und insbe
sondere der Beamten
schaft aufgeschlagen 
worden.

Richtiggehend spannend 
wird es außerhalb unse
res Bundeslandes durch 
die anstehenden Wahlen 
in SchleswigHolstein 
und NordrheinWestfa
len und im Herbst im 
Bund. Das Saarland hat 
hier eine Vorreiterrolle 
übernommen, indem die 
Wähler sich entgegen 
dem Trend der Mei
nungsumfragen klar po
sitioniert haben: Hin zu 
den großen Volkspartei
en, weg von den „Klei

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen

Als eigenständige Spitzenorganisation der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in der Bundes-
republik Deutschland betreibt der dbb beamtenbund
und tarifunion und mit ihm in Baden-Württemberg
der BBW eine gezielte Berufspolitik für den öffent-
lichen Dienst.

Die an den Problemen der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes ausgerichtete Interessenvertretung
ist nicht nur für diese selbst unverzichtbar:
Sie nützt zugleich den Bürgerinnen und Bürgern
und trägt zur Lösung staatlicher und gesellschafts-
politischer Probleme aus der unverfälschten
Erfahrung und Interessenlage der im öffentlichen
Dienst arbeitenden Menschen bei.

Die alle Sparten und Funktionen des öffentlichen
Dienstes berücksichtigende Mitgliederstruktur des
Beamtenbundes und sein demokratischer Aufbau
garantieren, dass auch in Zeiten wachsender Gleich-
gültigkeit gegenüber Aufgaben, Struktur und Funk-
tion des öffentlichen Dienstes bei politischen
und gesellschaftlichen Instanzen sachverständige
und engagierte Interessenvertretung geleistet wird.
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Editorial

Ihr Volker Stich       

nen“ und vor allem weg von den 
extremen Rändern.

Die innere Sicherheit und die Be
antwortung der Frage, wer hier 
welche Kompetenz aufweist, 
scheint das Wahlverhalten ent
scheidend zu beeinflussen. Dabei 
wird die terroristische Bedro
hung zwar wahrgenommen, 
trotzdem haben die Deutschen 
ein hohes Vertrauen in unsere  
Sicherheitsbehörden, im Gegen
satz zu den Bürgern anderer Na
tionen, wie Meinungsumfragen 
belegen. Es scheint sich der seit 
über einem Jahrzehnt zu beob
achtende Trend zu verfestigen, 
nämlich dass die Menschen Ver
trauen in die Kompetenz des öf
fentlichen Dienstes haben, so 
auch vor allem in die Sicherheits
organe.

Die jahrelange Diskussion um 
Datenspeicherung und Video
überwachung wird entschieden 
zugunsten aller technischen 
Möglichkeiten, die präventiv 
wirksam sind und die die nach
trägliche Aufklärung von Straf
taten erleichtern.

Spannend ist zu beobachten, wie 
die Parteien mit solchen Fragen 
umgehen. Eine große Kompetenz 
wird den beiden Volksparteien 
zugewiesen. Die Grünen im Land 
scheinen hier auch zu profitieren, 
nicht nur durch den Ministerprä
sidenten. Hingegen auf Bundes
ebene behindert nach meiner 
Überzeugung die Linksorientie
rung Bündnisgrünen die Akzep
tanz bei den Menschen.

Angesichts der herannahenden 
Bundestagswahl wird eine ande
re Frage auch wieder in den Fo

kus der politischen Auseinander
setzungen rücken, das System 
der künftigen Gesundheitsabsi
cherung. Einheitliche Bürgerver
sicherung kontra Zweiklang mit 
gesetzlicher und privater Krank
heitsvorsorge. Hier gilt es Argu
mente auszutauschen und abzu
wägen und bei der Bundestags
wahl im September zu berück
sichtigen. Aus diesem Grund der 
Gastbeitrag zu einer „Studie“ der  
Bertelsmann Stiftung in diesem 
Heft.

Bemerkenswert ist eine aktuelle 
Entscheidung des Bundesverwal
tungsgerichts zum Bereitschafts
dienst. Mehrarbeit in Form von 
Bereitschaftsdienst ist durch 
Freizeitausgleich zu kompensie
ren. Entscheidend ist die Tatsa
che, dass mit einer „dienstlichen 
Inanspruchnahme zu rechnen 
ist“. BBW und dbb begrüßen die
se Entscheidung und Klarstel
lung.

Ich verbleibe mit meinen besten 
Grüßen
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Anpassung von Besoldung und Versorgung im Beteiligungsverfahren

Gesetzentwurf liegt Vereinbarung mit 
BBW zugrunde
Der Gesetzentwurf zur Anpassung von Besoldung und Versorgung befindet 
sich im Beteiligungsverfahren. Dem Entwurf zugrunde liegt die Vereinba
rung der Landesregierung mit dem BBW – Beamtenbund Tarifunion und 
dem Verein der Richter und Staatsanwälte BadenWürttemberg e. V. zur 
Übertragung der Tarifergebnisse für die Jahre 2017 und 2018. 

Die Vereinbarungspartner ha
ben sich über die folgenden 
Punkte verständigt:

I.  Die für 2017 tarifvertraglich 
vereinbarte Erhöhung für die 
Tarifbeschäftigten im Land in 
Höhe von 2,0 Prozent wird 
für die Beamtinnen und Be
amten, die Richterinnen und 
Richter sowie die Versor
gungsempfängerinnen und 
empfänger im Land wie 
folgt übernommen: 

a.  Die Erhöhung wird 
 > bis einschließlich Besol
dungsgruppe A 9 zum  
1. März 2017 wirksam.

 > in den Besoldungsgruppen 
A 10 und A 11 zum 1. Mai 
2017 wirksam.

 > in den Besoldungsgruppen 
ab A 12 sowie in den Besol
dungsordnungen B, R, W 
und C kw zum 1. Juni 2017 
wirksam. 

b.  Dabei erhalten Beamtinnen 
und Beamte mit einer Besol

dung von unter 3 750 Euro 
mindestens 75 Euro  
monatlich.  
Als Bestandteil der ruhege
haltfähigen Dienstbezüge 
wirken sich die erhöhten 
Grundgehaltssätze auch auf 
die Versorgungsbezüge aus.

c.  Die noch für 2017 bestehen
den gesetzlichen Regelungen 

bezüglich der Versorgungs
rücklage finden Anwendung. 

d.  Die Anwärtergrundbeträge 
werden zum 1. März 2017 
um 35 Euro erhöht.

II.  Die für 2018 tarifvertraglich 
vereinbarte Erhöhung für die 
Tarifbeschäftigten im Land 
in Höhe von 2,35 Prozent 

wird für die Beamtinnen und 
Beamten, die Richterinnen 
und Richter sowie die Versor
gungsempfängerinnen und 
empfänger im Land wie 
folgt übernommen: 

a.  Die Erhöhung wird 
 > bis einschließlich Besol
dungsgruppe A 9 zum  
1. März 2018 wirksam.

 > in den Besoldungsgruppen 
A 10 und A 11 zum 1. Mai 
2018 wirksam.

 > in den Besoldungsgruppen 
ab A 12 sowie in den Besol
dungsordnungen B, R, W 
und C kw zum 1. Juni 2018 
wirksam. 

b.  Die von den Tarifvertrags
parteien neu eingeführte 
Stufe 6 wird durch eine line
are Anpassung der Besol
dung und Versorgung ab 
dem Jahr 2018 in Höhe von 
0,325 Prozent berücksichtigt. 
Diese erfolgt gemeinsam 
mit der zeitlich gestaffelten 
Erhöhung unter Ziffer II a.

c.  Die Anwärtergrundbeträge 
werden zum 1. März 2018 
um 35 Euro erhöht.

III.  Die Absenkung der Eingangs
besoldung entfällt zum  
1. Januar 2018 vollständig. 

 < Die Vereinbarung
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Erste Sparmaßnahmen für Doppelhaushalt 2018/2019 festgelegt

Ministerien sollen 600 Millionen Euro bringen
Die Landesregierung will den Weg der Haushaltskonsolidierung konse
quent fortsetzen: Sie beschloss am 4. April, dass die Ressorts im kom
menden Doppelhaushalt insgesamt 600 Millionen Euro zur strukturellen 
Konsolidierung beitragen werden. „Auch 2018 und 2019 gilt: Wir machen 
keine neue Schulden und schließen Schritt für Schritt die Lücke zwischen 
geplanten Ausgaben und erwarteten Einnahmen“, sagte Finanzministerin 
Edith Sitzmann. 

Von den strukturellen Einspa
rungen in Höhe von 300 Millio
nen Euro, die nach Angaben 
des Finanzministeriums in den 
Jahren 2018 und 2019 jeweils 
notwendig sind, sollen die ein
zelnen Landesministerien etwa 
150 Millionen pro Jahr erbrin
gen. „Das ist ein Kraftakt“, 
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räumte Sitzmann ein. Konsoli
dierung werde mit jedem Jahr 
schwieriger. Weitere rund 150 
Millionen Euro je Jahr sollen in 
der sogenannten Allgemeinen 
Finanzverwaltung (Einzelplan 
12 des Haushalts) eingespart 
werden, beispielsweise durch 
niedrige Zinsen.

Insgesamt weist die Mittelfris
tige Finanzplanung für das 
Jahr 2018 eine Lücke zwischen 
Einnahmen und Ausgaben von 
etwa 1,08 Milliarden Euro aus. 
Im Jahr 2019 sind es circa 1,85 
Milliarden Euro. Zur Erinne
rung: In 2018 trägt auch die 

Beamtenschaft durch die zeit
liche Verschiebung von Anpas
sung und Versorgung bei. Ob 
auch in 2019 die Beamten er
neut einen Beitrag zur Konso
lidierung des Haushalts leisten 
müssen, bleibt abzuwarten. 
Aus dem Ministerium verlau
tet zum gegenwärtigen Zeit
punkt lediglich: Um die Lücken 
im Doppelhaushalt 2018/2019 
zu schließen, sollen neben den 
Konsolidierungsbeiträgen der 
Ministerien auch Überschüsse 
aus dem Jahr 2016 genutzt 
werden. „2016 kamen uns 
zwei Umstände zugute: Die 
Steuereinnahmen haben sich 

sehr positiv entwickelt und 
das Land ist sparsam mit dem 
Geld umgegangen“, so die Mi
nisterin. Unterm Strich werde 
daher ein nennenswerter 
Überschuss bleiben. Genau 
beziffern könne man ihn aber 
erst, wenn Mitte des Jahres 
der Haushaltsabschluss für 
2016 vorliege.

Nächster Schritt für den Dop
pelhaushalt 2018/2019 wird 
die Festlegung der Eckpunkte 
sein. Neben den nun beschlos
senen Konsolidierungsvorga
ben werden sie das Ergebnis 
der MaiSteuerschätzung so

wie zusätzliche Mittel für poli
tische Schwerpunkte enthal
ten. Finanzministerin Sitzmann 
erklärte: „Unser Land fit für die 
Zukunft zu machen, bedeutet 
nicht allein, den Haushalt ins 
Lot zu bringen. Wir wollen Ba
denWürttemberg gestalten 
und für die großen Aufgaben 
und Anliegen der kommenden 
Jahre wappnen.“ Sie rechne 
damit, dass jährlich rund 150 
Millionen Euro für neue Ausga
ben bereitstehen, die sich dau
erhaft finanziell auswirken. 
Daneben werde auch Geld für 
einmalige Ausgaben einge
plant. 
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Vereinbarung zu Anpassung von Besoldung und Versorgung

Finanzministerin: Angemessene Bezahlung  
gehört zu einem starken öffentlichen Dienst
Nach der Unterzeich
nung der Vereinba
rung zur Anpassung 
von Besoldung und 
Versorgung 
2017/2018, mit der 
auch das Ende der ab
gesenkten Eingangs
besoldung besiegelt 
wurde, hat sich Fi
nanzministerin Edith 
Sitzmann in einem 
Brief an die Mitarbei
terinnen und Mitar
beiter der Finanzver
waltung über Sinn 
und Zweck des  
Übereinkommens ge
äußert: Ziel der Lan
desregierung sei es 
gewesen, für die  
Beamtinnen und Be
amten eine Lösung 
im Konsens zu finden.

In ihrem Brief bekennt die Mi
nisterin aber auch, dass eine 
angemessene Bezahlung 
ebenso wie die Beschäfti
gungssicherheit oder die Ver
einbarkeit von Familie und Be
ruf zu einem starken öffent
lichen Dienst gehörten. Um 
möglichen Nachwuchskandi

datinnen und Nachwuchskan
didaten viele gute Gründe für 
eine Karriere in der Verwal
tung zu bieten, wolle sie den 
öffentlichen Dienst attraktiv 
halten. 

Insbesondere aus diesem 
Grund freue sie sich, dass sie 
zusammen mit Ministerpräsi
dent Winfried Kretschmann, 

Staatssekretär Martin Jäger 
sowie dem Beamtenbund
Vorsitzenden Volker Stich und 
Matthias Grewe, Vorstand des 
Vereins der Richter und 
Staatsanwälte, eine Vereinba
rung für die Übertragung des 
Tarifergebnisses auf die Be
amtinnen und Beamten un
terzeichnet habe. Nachdem es 
gelungen sei, für 2017 knapp 

180 Stellenhebungen 
für das Finanzressort 
im Landeshaushalt 
vorzusehen, sei diese 
Vereinbarung ein wei
terer Baustein, um die 
Attraktivität der Ver
waltung zu steigern. 
Insbesondere die An
hebung der Eingangs
besoldung helfe im 
Wettbewerb um die 
besten Köpfe für eine 
starke Verwaltung.

Zu guter Letzt stellt 
Sitzmann zusammen
fassend fest, „dass 
wir gemeinsam mit 
den Beamtenvertre
tern eine Lösung ge
funden haben, die mit 
vertretbaren Kosten 

die Zukunftsfähigkeit des öf
fentlichen Dienstes in Baden
Württemberg sicherstellt und 
damit auch die Finanzverwal
tung stärkt. Sehen Sie das bit
te als ein deutliches Signal der 
Wertschätzung  als Mitarbei
terinnen und Mitarbeiter der 
Finanzverwaltung und Ihre 
wichtige Arbeit für das Land 
BadenWürttemberg.“ 

©
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 < Finanzministerin Edith Sitzmann unterzeichnet am 17. März 2017 die Vereinbarung zur An
passung von Besoldung und Versorgung sowie das Abkommen zur Aufhebung der abge
senkten Eingangsbesoldung zum 1. Januar 2018, die zwischen der Landesregierung, dem 
BBW und dem Richterbund ausgehandelt wurden.
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320 Millionen Euro für Integrationsarbeit vor Ort

Regierung schließt mit kommunalen  
Landesverbänden Pakt für Integration
Die Landesregierung und die kommunalen Landesverbände haben den 
Pakt für Integration mit den Kommunen unterzeichnet. Danach stellt das 
Land den Kommunen in diesem und im kommenden Jahr insgesamt 320 
Millionen Euro für die Integration von Flüchtlingen zur Verfügung.

Nachdem der Flüchtlingszu
strom abgeebbt ist, geht es 
jetzt in erster Linie darum, die 
Menschen, die hier bleiben 
dürfen, in die Gesellschaft zu 
integrieren. Wie das Land diese 
Aufgabe anpacken will, das 
hatte Sozial und Integrations
minister Manne Lucha im Ok
tober vergangenen Jahres im 
Gespräch mit BBWChef Volker 
Stich und weiteren BBWSpit
zenvertretern erläutert und da
rauf verwiesen, dass sein Haus 
derzeit dabei sei, einen Pakt für 
Integration mit den Kommu
nen zu entwickeln. 

Dieser Pakt ist inzwischen 
Wirklichkeit geworden. „Die In
tegration der Flüchtlinge, die 
bei uns bleiben werden, soll – 
für alle sichtbar – gelingen. 
Dies ist sehr wichtig für den 
Zusammenhalt unserer Gesell
schaft als Ganzes“, sagte Mi
nisterpräsident Winfried 
Kretschmann anlässlich der 
Unterzeichnung des Pakts für 
Integration mit den kommuna
len Landesverbänden (PIK). An
gesichts der außergewöhnlich 
hohen Flüchtlingszahlen 2015 

und Anfang 2016 hätten die 
Kommunen bei den Aufgaben 
der Integration in der An
schlussunterbringung beson
dere Herausforderungen zu 
schultern. Da Integration in 
großen Teilen vor Ort stattfin
de, sei es der Landesregierung 
ein wichtiges Anliegen, mit 
dem Pakt für Integration die 
Kommunen entsprechend zu 
unterstützen.

Für die Integrationsarbeit vor 
Ort stellt das Land den Kommu
nen in diesem und im kommen
den Jahr insgesamt 320 Millio
nen Euro zur Verfügung. 180 
Millionen Euro erhalten die 
Kommunen dabei pauschal als 
Unterstützung bei den Kosten 
für die Anschlussunterbringung. 
Mit 140 Millionen Euro werden 
in den Städten und Gemeinden 
Maßnahmen in den Bereichen 
Bildung, Übergang in den Beruf 
und bürgerschaftliches Engage
ment sowie der Einsatz von 
rund 1 000 Integrationsmana
gern finanziert. Diese Integrati
onsmanager sollen vor Ort Lot
sen und Wegweiserfunktion 
für die Flüchtlinge haben und 

eine soziale Beratung und Be
treuung im Einzelfall durchfüh
ren können. So kann das Land 
eine passgenaue Lösung für 
jede Kommune anbieten und 
dennoch seiner Steuerungs
funktion gerecht werden.

 < Integrationsmanager  
haben Lotsen- und  
Wegweiserfunktion  
für Flüchtlinge

Die Funktion und die Aufgaben 
der Integrationsmanager erläu
terte Sozial und Integrations
minister Manne Lucha, der 
auch die inhaltliche Ausgestal
tung des Pakts mit den Spitzen 
der Kommunalen Landesver
bände federführend verhan
delt hatte. Demnach sollen die 
Integrationsmanager den Ge
flüchteten helfen, sich in unse
ren staatlichen und gesell
schaftlichen Strukturen schnel
ler zurechtzufinden. Das Kon
zept eines flächendeckenden 
und strukturierten Integrati
onsmanagements sei bundes
weit einzigartig, sagte Lucha 
und betonte zugleich: „Mit die
ser Förderung löst das Land 
den Anspruch aus dem Koaliti
onsvertrag ein, Vorreiter der In
tegrationspolitik in Deutsch
land zu sein.“ 

Nachdem es zunächst galt, die 
Flüchtlinge menschenwürdig 
unterzubringen und zu betreu
en, müsse jetzt – angesichts 
der Tatsache, dass die Mehr
zahl der Flüchtlinge für längere 
Zeit in Deutschland verbleiben 
wird – Sorge für eine frühzeiti
ge und gelingende Integration 
getragen werden, unterstrich 

der Präsident des Landkreis
tags BadenWürttemberg, Joa
chim Walter. Den Landkreisen 
komme hier eine entscheiden
de Rolle zu. Sie seien als Träger 
von Ausländer und Sozialbe
hörden, von Jugendämtern und 
Jobcentern sowie im schuli
schen Bereich verantwortlich 
in vielen Handlungsfeldern, die 
unmittelbare Berührungspunk
te zur Integration von Migran
ten haben. Die Landkreise sein 
bereit, die Integration der 
Menschen mit Bleiberecht wei
ter entschieden voranzutrei
ben. Joachim Walter: „Dabei 
steht eines fest – diese Aufga
be wird uns alle auch über das 
Jahr 2018 hinaus fordern.“

Auch der Gemeindetag be
grüßt die vereinbarten Inhalte 
des Paktes, insbesondere die 
damit landesweit ermöglichte 
Struktur eines Integrationsma
nagements, das der Gemeinde
tag seit rund zwei Jahren for
dere, sagte der Präsident des 
Gemeindetags BadenWürt
temberg, Roger Kehle. „Wir 
müssen uns aber schon heute 
bewusst sein: Integration ist 
ein langfristiger Prozess.“ 

Der Präsident des Städtetags 
BadenWürttemberg, Oberbür
germeister Dieter Salomon, 
sagte: „Das im Pakt für Integra
tion Vereinbarte ist mehr als 
andere Bundesländer für ihre 
Kommunen tun.“ Der Städtetag 
begrüße, dass das Land die vom 
Bund bereitgestellten Integrati
onsmittel zielgerichtet in ei
nem schlanken Förderpro
gramm weitergebe. Die Kom
munen brauchten allerdings 
die Aussicht darauf, dass das 
Programm fortgeführt wird, 
denn Integration sei ein langer 
Weg und könne auch in zwei 
Jahren nicht allein aus kommu
nalen Mitteln gelingen.  
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 < Der Pakt für Integration ist unterzeichnet (von links): Roger Kehle, Minis
terpräsident Winfried Kretschmann, Sozial und Integrationsminister 
Manne Lucha, Oberbürgermeister Dieter Salomon und Joachim Walter.



Landesanstalt für Kommunikation

Neuer Vorstand hat Arbeit aufgenommen
Staatsminister KlausPeter 
Murawski hat den neuen Vor
stand der Landesanstalt für 
Kommunikation (LfK) er
nannt. Dr. Wolfgang Kreißig 
folgte zum 1. April Thomas 
Langheinrich als Präsident, 
stellvertretende Vorsitzende 
wurde Bettina Backes. 

Bereits am 9. März 2017 hat
te der Landtag von Baden
Württemberg Dr. Kreißig 
zum neuen Präsidenten der 
Landesanstalt für Kommuni

kation und die Rechtsanwäl
tin Bettina Backes, die in den 
vergangenen zwölf Jahren 
bereits stellvertretendes 
Mitglied des Vorstands war, 
zu seiner Stellvertreterin ge
wählt. Die weiteren neuen 
Mitglieder des Vorstands, 
Professor Dr. Ines Müller
Hansen und Anneke Graner 
sowie das langjährige Vor
standsmitglied Prof. Dr. 
HansPeter Welte, wurden 
ebenfalls für sechs Jahre ge
wählt. 

Staatsminister Murawski 
dankte dem bisherigen Vor
stand unter Thomas Lang
heinrich für seine langjähri
gen Verdienste: Präsident 
Langheinrich habe in seiner 
zwölfjährigen Amtszeit zahl
reiche Akzente gesetzt und 
unter anderem als Europabe
auftragter aller Landesme
dienanstalten bundesweit 
und in Europa die Landesan
stalt für Kommunikation mit 
großem Einsatz und Sachver
stand vertreten. 

Als wesentliche Aufgaben des 
neuen LfKVorstandes  
bezeichnete Murawski die 
Herausforderungen des kon
vergenten Medienzeitalters 
sowie die Fragestellungen, 
die sich in der digitalisierten 
Medienwelt auch im Zusam
menhang mit Phänomenen 
wie Fake News, Hatespeech 
oder Social Bots ergeben. 

Die Amtszeit des neuen LfK
Vorstands beträgt sechs  
Jahre. 
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Bundesverwaltungsgericht folgt Rechtsprechung des EuGH

Wer Bereitschaftsdienst leistet,  
hat Anspruch auf Freizeitausgleich 
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat in mehreren Verfahren (2 C 21.15; 2 C 22.15; 2 C 23.15; 
2 C 24.15; 2 C 3.16; 2 C 28.15) entschieden, dass Mehrarbeit in Form von Bereitschaftsdienst im Ver
hältnis 1:1 durch Freizeit auszugleichen ist. Für den Fall, dass Freizeitausgleich nicht möglich ist, gilt 
Mehrarbeit in Form von Bereitschaftsdienst als abgeltungsfähiger Dienst. 

Mit diesen Urteilen hat das 
Bundesverwaltungsgericht sei
ne Rechtsprechung aus dem 
Jahre 2009 (BVerwG, Urteil 
vom 22. Januar 2009 – 2 C 
90.07) bestätigt und noch ein
mal entschieden, dass ebenso 
wie der Volldienst auch der Be
reitschaftsdienst abgeltungs
fähiger Dienst ist. 

Bereitschaftsdienst liegt vor, 
wenn der Beamte sich an ei
nem vom Dienstherrn be
stimmten Ort außerhalb des 
Privatbereichs zu einem jeder
zeitigen unverzüglichen Einsatz 
bereitzuhalten hat und erfah
rungsgemäß mit einer dienstli
chen Inanspruchnahme zu 
rechnen ist. Alleine die Anord
nung, sich an einem bestimm
ten Ort außerhalb des Privat
bereichs aufzuhalten, reicht al
lerdings nicht aus, um diese 

Zeiten als Bereitschaftsdienst 
zu deklarieren. Es ist notwen
dig, dass mit einer dienstlichen 
Inanspruchnahme zu rechnen 
ist. 

Mit diesen Urteilen folgt das 
Bundesverwaltungsgericht der 
Rechtsprechung des Gerichts
hofs der Europäischen Union 
(EuGH), der in stetiger Recht
sprechung (letztmalig Be
schluss vom 11. Januar 2007 – 
C – 437/05) entschieden hat, 
dass Bereitschaftsdienst hin
sichtlich der Einhaltung der 
wöchentlichen Höchstarbeits
zeit ohne Einschränkung wie 
Volldienst zu behandeln ist.  
Hieraus resultiert dann auch 
ein Abgeltungsanspruch.

Hingegen sind Zeiten reiner 
Rufbereitschaft oder bloße An
wesenheitszeiten ohne dienst

liche Inanspruchnahme keine 
als Mehrarbeit ausgleichs
pflichtigen Dienstzeiten. 

Zugleich hat das Bundesver
waltungsgericht entschieden, 
dass das Begehren auf Fortzah
lung der Auslandsbesoldung, 
wenn der Freizeitausgleich für 
Auslandsdienste im Inland ge
nommen wird, keine Rechts

grundlage hat. BBW und dbb 
begrüßen diese Entscheidun
gen, da sie hinsichtlich der Ab
geltung von Bereitschafts
diensten weitergehend Klar
heit schaffen. 

Anträge und weitere Informati
onen können bei den jeweili
gen Mitgliedsverbänden ange
fordert werden. 
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Wie lassen sich die Probleme in der Gesundheitsvorsorge lösen?

Alle Wahljahre wieder hat die  
Bürgerversicherung Hochkonjunktur
Alle Wahljahre wieder hat die Bürgerversicherung Hochkonjunktur, auch 2017. Den lautstarken 
Auftakt für die stets wiederkehrende Diskussion hat zu Jahresbeginn die Bertelsmann Stiftung mit 
ihrer Studie geliefert, wonach Bund und Länder bis zum Jahr 2030 rund 60 Milliarden Euro einsparen 
könnten, wenn man die Beihilfe streiche und die Beamten in die gesetzliche Krankenkasse überführe. 
Der Protest auf diesen Vorschlag samt inhaltlicher Kritik kam prompt, vom dbb und seinen Mitglieds
organisationen, selbst vereinzelt aus Reihen der Politik, die ansonsten als Befürworter einer Zusam
menführung von GKV und PKV gelten, und natürlich auch von den privaten Versicherern. 

Roland Weber, Vorstandsmit
glied der Debeka Versicherun
gen und stellvertretender Vor
sitzender der Aktuarvereini
gung, hat sich unter der Über
schrift „Die Platzpatrone“ in 
der Zeitschrift für Versiche
rungswesen, Ausgabe 3/2017,  
mit der Bertelsmann Stiftung 
und der Studie befasst, Aussa
gen aus zahlreichen Medien 
zusammengetragen und eine 
ernüchternde Bilanz gezogen 
für den Fall, dass die „Integrier
te Krankenversicherung“ je 
Wirklichkeit werden sollte. 

Auch wenn der BBW nicht mit 
allen Aussagen und Einschät
zungen von Roland Weber 
punktgenau übereinstimmt, 
wollen wir unseren Lesern 
durch einen Nachdruck seines 
Textes Gelegenheit geben, die 
Einschätzung und Kommentie
rung eines Mannes vom Fach 
selbst zu beurteilen – nicht zu
letzt in Anbetracht der Aktuali
tät des Themas, das den dbb 
und seine Mitgliedsorganisati
on in den kommenden Mona
ten fordern wird.

 < Die Platzpatrone

Über den misslungenen Ver-
such der Bertelsmann Stiftung, 
Gesundheitspolitik zu gestal-
ten.
Unter einer Platzpatrone ver
steht man eine Patrone, die 
beim Auslösen des Schusses 
kein Geschoss beziehungswei
se Projektil freisetzt und abfeu

ert. Der Knall der Explosion der 
Treibladung simuliert einen 
tatsächlich gefeuerten schar
fen Schuss. (Wikipedia)

Einen Knalleffekt hat die Ber
telsmann Stiftung mit ihrem 
Vorschlag, Beamte in die ge
setzliche Krankenversicherung 
zu überführen, in der Tat aus
gelöst. 60 Milliarden Euro, so 
die Studie1, könnten Bund und 
Länder bis zum Jahr 2030 spa
ren, wenn man diesen Schritt 
gehen würde.

Die rotrotgrünen Verfechter 
der Bürgerversicherung, wie 
immer allen voran Karl Lauter
bach2, waren begeistert. Doch 
als der Knall verpufft und der 
Dunst verzogen war, wurde 
schnell deutlich: Es handelte 
sich nur um eine Simulation, 
ein theoretisches Modell fern
ab der Realität, rechtlich frag
würdig, methodisch fehlerhaft 
und im Ergebnis unbrauchbar. 
Fasst man die Studie in einem 
Satz zusammen, so kommt sie 
zu folgendem Ergebnis: Der 
Wegfall der Beihilfe und die 
Einbeziehung der Beamten in 
die GKV spart Bund und Län
dern aktuell drei Milliarden pro 
Jahr, dafür fehlen in der Ge
sundheitsversorgung sechs 
Milliarden pro Jahr. Und das 
nennen wir dann nachhaltig.

Reinhard Mohn hatte 1950 den 
Bertelsmann Lesering gegrün
det. „Das gute Buch für jeder
mann im Lesering von Bertels

mann“ war die Werbebot
schaft jener Jahre. 1977 schuf 
Mohn die Bertelsmann Stif
tung mit dem Ziel, „Reformpro
zesse“ anzustoßen und mit den 
„Prinzipien unternehmerischen 
Handelns“ eine „zukunftsfähi
ge Gesellschaft“ aufzubauen3. 
Seit der Jahrtausendwende 
wurden die Stiftungsprojekte 
immer wieder als „neoliberal“ 
kritisiert: „Die Bertelsmann 
Stiftung gehört zu den ein
flussreichsten neoliberalen 
Denkfabriken im Land. Wirk
mächtig propagiert sie die Pri
vatisierung von staatlichen Be
reichen und fördert den Wett
bewerb auf allen Ebenen4.“

Reinhard Mohn starb im Jahr 
2009. Ein gutes Buch findet 
man heutzutage nicht mehr im 
Lesering, denn der Buchclub 
wurde inzwischen geschlossen. 
Und neoliberale Propaganda 
wird der Stiftung nur noch sel
ten vorgeworfen, erst gar 
nicht, wenn es um Gesund
heitspolitik geht. Das liegt si
cherlich auch an Aart De Geus, 
der seit 2011 Vorstandsmit
glied und seit 2012 Vorstands
vorsitzender der Bertelsmann 
Stiftung ist. Er war zuvor meh
rere Jahre lang Gesundheitsmi
nister in den Niederlanden ge
wesen, wo Anfang des Jahrtau
sends das gegliederte System 
aus gesetzlicher und privater 
Krankenversicherung verein
heitlicht worden war. De Geus 
muss also quasi von Amts we
gen von der Zusammenfüh

rung von GKV und PKV über
zeugt sein.

Gleichzeitig mit De Geus kam 
im Jahr 2011 Stefan Etgeton 
von der Verbraucherzentrale 
Bundesverband als „Senior Ex
pert“ für Gesundheitspolitik 
zur Bertelsmann Stiftung, auch 
er das Gegenstück eines Neoli
beralen und als langjährig akti
ver Grüner ein überzeugter 
Verfechter der Bürgerversiche
rung5.

 < Das niederländische  
Modell taugt nicht als  
Vorbild

Schon 2013, rechtzeitig vor der 
Bundestagswahl, waren die 
Bertelsmänner soweit. Sie leg
ten gemeinsam mit der Ver
braucherzentrale Bundesver
band einen ZehnPunktePlan 
zur Schaffung einer „Integrier
ten Krankenversicherung“ vor, 
was aber nur ein unverbrauch
ter Name für den alten Kampf
begriff „Bürgerversicherung“ 
ist.

Und um ehrlich zu sein: Dieser 
Name ist wirklich gut, aussage
kräftig, authentisch. Schon 
beim ersten Hören schafft er 
sofort die Assoziation zur Inte
grierten Gesamtschule. Und 
das ist es auch, was uns mit der 
Integrierten Krankenversiche
rung erwartet: Weniger Leis
tung in der Spitze, dafür mehr 
Mittelmaß in der Breite – und 
immer mehr Menschen, die es 
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sich leisten können, büchsen 
aus diesem mittelmäßigen Sys
tem aus und gehen zu Privat
ärzten. Die Einheitssysteme in 
Großbritannien, Spanien, Itali
en und anderswo mit ihren pri
vatärztlichen Parallelsystemen 
lassen grüßen.

Immerhin hatte De Geus vor 
vier Jahren bei der Vorstellung 
der Studie zur Integrierten 
Krankenversicherung zuge
standen, man habe mit der Zu
sammenführung von gesetzli
chen und privaten Krankenkas
sen in den Niederlanden zwar 
ein Problem gelöst, jetzt habe 
man aber „neue Probleme“6.

In der Tat. Mag das theoreti
sche Konzept der niederländi
schen Reform brillant gewesen 
sein, die Konsequenzen sind er
nüchternd. Die Zahl der Kran
kenversicherer hat sich auf 
fünf reduziert, was den Preis
wettbewerb zwischen den Ver
sicherern erschwert. Diese Ver
sicherungen sind zudem stark 
regional orientiert, sodass hier 
eher monopolartige Angebots
strukturen vorliegen7. Das Ziel 
der Kostensenkung und Effizi
enzsteigerung wurde bis heute 
nicht erreicht. Trotz günstige
rer Altersstruktur der Bevölke
rung und höherem ProKopf
Bruttoinlandsprodukt sind die 
Gesundheitsausgaben in Pro
zent des BIP in den Niederlan
den noch etwas höher als in 
Deutschland8.

Immerhin kann man der ver
korksten niederländischen Re
form auch eine gute Seite ab
gewinnen: Die Fachärzte und 
Kliniken von Aachen bis Kleve 
freuen sich über Umsatzzu
wächse durch niederländische 
Patienten, die der heimischen 
Wartezeitenmedizin entfliehen 
wollen. Noch. Setzt sich aber 
die „Integrierte Krankenversi
cherung“ durch, heißt es dann 
auch bei uns: warten.

Einer der zehn Punkte zur Ein
führung der Integrierten Kran
kenversicherung hieß damals: 
„Aufhebung der Versicherungs
pflichtgrenze für Neuversicher

te und Einführung der Versi
cherungspflicht für Selbststän
dige und Beamte – ein Wechsel 
in die PKV ist dann nicht mehr 
möglich. Schaffung analoger 
Regelungen für Bundes und 
Landesbeamte9.“ Und dazu hat 
die Stiftung mit Unterstützung 
des Berliner IGESInstituts nun 
den „Teilbericht Beamte“ nach
gelegt, sicherlich nicht zufällig 
wieder zu Beginn eines Wahl
jahres.

 < Ein reines Gedanken-
experiment ohne  
Realitätsbezug

Die Studie unterstellt, dass die 
für Arbeitnehmer geltende 
Versicherungspflicht schlagar
tig auch auf Beamte von Bund, 
Ländern und Kommunen aus
gedehnt wird. Das bedeutet, 
dass Beamte mit einem Ein
kommen von bis zu aktuell  
57 600 Euro in der GKV pflicht
versichert würden. Beamte 
oberhalb der Versicherungs
pflichtgrenze würden in die 
GKV wechseln, wenn dies für 
sie günstiger wäre. An die Stel
le der Beihilfe in Krankheits
fällen tritt ein Arbeitgeberzu
schuss zum Krankenversiche
rungsbeitrag. Der errechnete 
Spareffekt für Bund und Länder 
von 3,2 Milliarden im Aus
gangsjahr rührt aus der Annah
me, dass dieser Arbeitgeberzu
schuss deutlich unterhalb der 
heutigen Beihilfeaufwendun
gen liegen würde.

Schon im Vorwort der Studie 
heißt es, betrachtet würden 
„die fiskalischen Effekte einer 
solchen Maßnahme, nicht ihre 
verfassungs oder beamten
rechtliche Bewertung“10. Also 
ein reines Gedankenexperiment 
ohne Realitätsbezug. In Wirk
lichkeit ist die Beihilfe im Krank
heitsfall Teil eines umfassenden 
Versorgungspakets, mit dem 
die besondere Treuepflicht der 
Beamten, ihr Verzicht auf 
Streikrecht, das geringere Ge
halt gegenüber der freien Wirt
schaft und andere Einschrän
kungen ausgeglichen werden 
und das vom Grundsatz her ver
fassungsrechtlich geschützt ist. 



Mehrere Bundesländer hatten 
in der Vergangenheit leidvolle 
Erfahrungen gemacht, als sie 
die Verbeamtung von Lehrern 
ausgesetzt hatten: Sie bekamen 
keine Lehrer mehr, und um an
gestellte Lehrer zu bekommen, 
hätten sie die Gehälter erheb
lich erhöhen müssen – und so 
kehrten diese Länder reumütig 
zum bewährten System zurück.

Insgesamt kommt die Studie zu 
der Illusion einer grandiosen 
WinwinSituation: Die Beihilfe 
wird um drei Milliarden entlas
tet, der GKVBeitragssatz sinkt 
um 0,3 Prozentpunkte, nur die 
in der PKV verbliebenen Beam
ten müssen wohl etwas mehr 
zahlen. Und ganz am Rande 
wird vermerkt, dass Ärzten, 
Krankenhäusern, Apotheken 
und anderen Leistungserbrin
gern – also der Versorgungs
infrastruktur – nach dem IGES
Konzept zwischen 5,7 und 6,4 
Milliarden Euro fehlen werden. 
Und damit doppelt so viel, wie 
durch fragwürdige Tricksereien 
eingespart werden soll!

Die Studie unterschätzt syste
matisch die Beiträge, die die 
Beamten in der GKV zahlen 
müssten – und damit auch den 
zusätzlichen Arbeitgeberzu
schuss durch Bund und Länder. 
Im Gegenzug wird also die Ent
lastung der Beihilfeträger 
überschätzt. So wird unter
stellt, dass die zur GKV wech
selnden Beamten dort nur den 
ermäßigten Beitragssatz (ohne 
Krankengeld) zahlen würden, 
da Beamte ja Lohnfortzahlung 
durch den Dienstherrn bekä
men. Wieso aber soll die Lohn
fortzahlung als einziger Teil der 
Beihilfe erhalten bleiben, wo 
diese doch abgeschafft wird? 
Die Studie geht ferner davon 
aus, dass der GKVBeitragssatz 
in 2030 bei 18,3 Prozent liegen 
werde. Ein auffallend niedriger 
Wert, wenn man bedenkt, dass 
Gesundheitsökonomen für 
2030 durchweg einen Beitrags
satz von weit über 20 Prozent 
prognostizieren.

Die Studie unterschlägt zudem, 
dass gemäß Sozialgesetzge

bung die Pflege der Kranken
versicherung folgt. Der Staat 
wird sich mit Arbeitgeberzu
schüssen für die in die GKV 
wechselnden Beamten auch 
hieran beteiligen müssen, und 
auch diese würden demogra
fiebedingt dynamisch steigen. 
Würde man dies berücksichti
gen, lägen die Beitragssätze 
schon im ersten Jahr auf der 
Höhe, die die Studie erst für 
2030 annimmt. Ganz zu 
schweigen davon, dass es alles 
andere als seriös ist, wenn man 
die vermeintlichen Einsparun
gen bis 2030 addiert, die Aus
wirkungen auf den GKVBei
tragssatz aber nur für das erste 
Jahr beziffert – und auch dann 
noch ohne den Pflegebeitrag.

Überhaupt verwundert, dass 
eine Studie, die zu mehr Nach
haltigkeit bei den öffentlichen 
Finanzen führen will, in ihrer 
Prognose schon nach 13 Jahren 
endet. Nein, eigentlich ver
wundert es nicht. Wir wissen, 
dass sich die demografische 
Entwicklung nach 2030 drama
tisch verschärfen wird. Die  
„BabyBoomer“, durchweg 
Jahrgänge mit jeweils weit 
über einer Million Menschen, 
gehen dann in den Ruhestand, 
und die nach der Jahrtausend
wende Geborenen sollen die 
Finanzierung der Sozialsysteme 
kompensieren – Jahrgänge, die 
nur etwa halb so stark besetzt 
sind.

Den Studienautoren hätte ein 
Blick in den „4. Bericht des BMF 
zur Tragfähigkeit der öffentli
chen Finanzen“ vom März 2016 
nicht geschadet11. Erstmals 
wird dort unter verschiedenen 
Szenarien die Entwicklung der 
Ausgaben für Gesundheit, Al
tersvorsorge et cetera im Ver
hältnis zum Bruttoinlandspro
dukt bis zum Jahr 2060 prog
nostiziert. Allen gemeinsam ist 
die Tatsache, dass nach einem 
moderaten Anstieg des Anteils 
dieser Ausgaben bis 2025 sich 
anschließend eine große Trag
fähigkeitslücke offenbart. Dass 
deshalb der einzige Teil der 
Krankenversorgung, der durch 
Kapitaldeckung demografisch 

vorsorgt, nämlich der durch die 
private Krankenversicherung 
abgedeckte, gegen Null gefah
ren werden soll, überrascht.

Oder auch nicht. Wenn man 
dann die PKV marginalisiert 
hat, locken ihre 200 Milliarden 
Euro Alterungsrückstellungen. 
Ein Raubzug dieser Größen
ordnung lässt bei den Autoren 
die Augen glänzen: Natürlich 
meinen sie, man könne die 
Rückstellungen „von der PKV 
in die GKV überführen 12 “, was 
den Beitragssatz dort sicher
lich kurzfristig entlasten könn
te. Ob dies verfassungsrecht
lich überhaupt möglich ist, 
braucht man ja nicht zu prü
fen. Und dass damit ausge
rechnet der demografiesichere 
Teil der Krankenversorgung 
der Beamten geschreddert 
wird, interessiert nicht. Die 
Bertelsmänner verkünden 
trotzdem lauthals, ihr Konzept 
sei „nachhaltig“13.

Sie bringen in einem Zusatzpa
pier noch eine neue Variante ins 
Spiel: „Die Alterungsrückstellun
gen könnten auch dafür genutzt 
werden, die Einbußen der Ärzte 
durch den Verlust der meisten 
Beamten als Privatpatienten zu 
kompensieren oder den Über
gang zu einer einheitlichen Ver
gütung für ärztliche Leistungen 
finanziell zu flankieren14.“Damit 
kann man dann ein paar Jahre 
die Ärzte ruhigstellen, bis sie 
vollends im Jammertal der Ein
heitsversicherung angekommen 
sind. Großartige Idee! So kennen 
wir die Herrschaften: Erst laden 
sie zur Sause, doch danach gibt’s 
nur Brause …

 < Reihenweise Kritik  
an der Studie

Wer eine solch schlampige Stu
die in die Welt setzt wie die 
Autoren von Bertelsmann und 
IGES, muss sich nicht wundern, 
dass es reihenweise Kritik ha
gelt. Der Vorsitzende des Deut
schen Beamtenbundes, Klaus 
Dauderstädt, verweist darauf, 
dass die Beihilfe nicht für sich 
alleine stehe, sondern „zum 
Gesamtpaket der Alimentation 

von Beamten durch den 
Dienstherrn“ gehöre15. Auch 
beim Vorsitzenden des Ärzte
verbands Hartmannbund „fin
det der Vorstoß der Bertels
mann Stiftung keine Gnade“, 
berichtet der „Versicherungs
monitor“ und zitiert Klaus 
Reinhardt, der der Stiftung ei
nen „Rückfall in eine eher de
magogischpopulistische Dis
kussionskultur“ bescheinigt16.

Die Presse erkennt schnell die 
Schwachstellen der Bertels
mannVorschläge. Die Süd
deutsche Zeitung urteilt „Be
amtenBashing leicht ge
macht“17, die FAZ notiert kurz: 
„Propaganda“18. Die Rheinische 
Post bringt es auf den Punkt: 
„Schon die Idee ist falsch. Bei 
schrumpfender Bevölkerung 
braucht man mehr denn je ein 
kapitalgedecktes System, wie 
es die private Krankenversiche
rung hat. Eine Zerstörung der 
PKV würde zudem dazu führen, 
dass Reiche Ärzte direkt privat 
zahlen. Das würde erst recht 
eine ZweiKlassenMedizin be
deuten. Die Bürgerversiche
rung ist der falsche Weg19.“

Bei den gesundheitspolitischen 
Fachblättern stößt die Studie 
ebenfalls auf Kritik. Der 
„Dienst für Gesellschaftspoli
tik“ spricht von „Bertelsmann
Flausen“ und einem „brutalen 
Angriff auf die PKV von Dr. phil. 
Brigitte Mohn“20. Der „Gesund
heitspolitische Informations
dienst“ nimmt die Studie auf 
neun Seiten auseinander, 
spricht von „postfaktischen 
Handlungsempfehlungen“ und 
fasst zusammen: „Im Sinne der 
wissenschaftlichen und auch 
gesellschaftspolitischen Kultur 
wäre es für die Bertelsmann 
Stiftung als einflussreiche Insti
tution ratsam, in Zukunft wie
der auf den Boden der Fakten 
zurückzukehren. Gerade in die
sen Zeiten.“21

Interessanterweise bleiben 
auch die scheinbar Begünstig
ten, die Finanz und Innenmi
nister, unabhängig von ihrer 
parteipolitischen Couleur, äu
ßerst skeptisch. Die Sprecherin 
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des SPDgeführten niedersäch
sischen Finanzministeriums er
klärt, „die Studie lasse viele 
rechtliche Fragen offen. Auch 
zusätzliche Belastungen der öf
fentlichen Haushalte seien nur 
unzureichend berücksichtigt22.“ 

Für Hessen meldet das „Darm
städter Echo“, das Einsparpo
tenzial klinge verlockend, 
„doch das Innenministerium 
widerspricht“ und fasst die 
Aussagen des Ministeriums
sprechers (CDU) zusammen: 
„Die hessische Landesregie
rung sehe keinen Grund, von 
der bisherigen Beihilferegelung 
abzuweichen23.“

Auch der sozialdemokratische 
Finanzstaatssekretär in Rhein
landPfalz geht auf Distanz: 
„Man muss natürlich auch be
denken, dass wir mit der Beihil
fe ein System haben, das sich 
über die vergangenen Jahre 
gut etabliert hat, das ein gut 
funktionierendes System ist 
und das deswegen nicht so ein
fach durch ein Gutachten ab
geschafft werden könnte24.“ 

 < Die Anhänger der  
„Integrierten Kranken-
versicherung“ lassen die 
Maske fallen

Wenn es tatsächlich nur darum 
gegangen wäre „darzustellen, 
welches Einsparpotenzial sich 

ergibt“, wie StudienCoautor 
Stefan Etgeton angesichts der 
massiven Kritik gegenüber  
FOCUSOnline etwas kleinlaut 
erklärte25, hätten die Bertels
männer auch lukrativere Quel
len ausfindig machen können – 
ohne große Studie. Streicht 
man zum Beispiel den Bundes
zuschuss an die GKV von jähr
lich 14,5 Milliarden Euro, erge
ben sich für die Haushalte bis 
2030 sogar Einsparungen von 
mehr als 200 Milliarden Euro. 
Die Auswirkungen auf die me
dizinische Versorgung sind den 
Autoren ja gleichgültig.

Aber nur um das Aufzeigen ei
nes Einsparpotenzials geht es 
ihnen nun wirklich nicht. Es 
geht um eine Handlungsanwei
sung an die Politik. „Die Ergeb
nisse sollen die Entscheidungs
träger ermutigen, eine grundle
gende Reform der Beamtenver
sorgung in Angriff zu nehmen“ 
mit dem Ziel einer „Ausweitung 
der Krankenversicherungs
pflicht auf Beamte und Selbst
ständige“, wie Brigitte Mohn, 
Vorstandsmitglied der Bertels
mann Stiftung, und Programm
direktor Uwe Schenk in ihrem 
Vorwort zur Studie betonen26.

Und damit lassen die Anhänger 
einer vermeintlich „Integrierten 
Krankenversicherung“ ihre Mas
ke fallen. Sie wollen nicht, wie 

immer betont wurde, einen ein
heitlichen Markt, in dem private 
und gesetzliche Kassen glei
chermaßen agieren können. 
Nein, die PKV soll ausgetrock
net werden per Salamitaktik: 
Erst die Versicherungspflicht
grenze erhöhen, dann die 
Selbstständigen in die Versiche
rungspflicht zwingen, anschlie
ßend die Beihilfe abschaffen 
und die Beamten in die Versi
cherungspflicht treiben – bis die 
PKVUnternehmen 80 Prozent 
ihrer Versicherten beraubt sind 
und sich auf den Abbau ihrer 
Arbeitsplätze, die Verkleinerung 
der IT, den Rückbau ihrer Ge
bäude und die geordnete Ab
wicklung der Unternehmen 
konzentrieren müssen.

Anschließend werden sich 
dann für die Bertelsmann Stif
tung viele interessante neue 
Studienthemen ergeben: Über 
Ausfälle bei der Körperschafts
steuer, den dramatischen Rück
gang der Gewerbesteuer an 
Versicherungsstandorten, über 
den Wegfall der privaten Kran
kenversicherer als Finanzier der 
deutschen Wirtschaft, über 
den verschärften Ärztemangel 
in Deutschland, über den zu
nehmenden Gesundheitstou
rismus in die Schweiz – um, 
ganz im Sinne ihres Stifters, 
Reformprozesse anzustoßen 
und mit den Prinzipien unter

nehmerischen Handelns eine 
zukunftsfähige Gesellschaft 
aufzubauen, nachdem man sie 
erst mal zerstört hat.

Roland Weber

 1  „Krankenversicherungspflicht für Beamte und 
Selbstständige; Teilbericht Beamte“, Januar 2017,  
https://www.bertelsmannstiftung.de/de/ 
publikationen/publikation/did/krankenversicherung
fuerbeamteundselbststaendige/

 2  Süddeutsche Zeitung, 11. Januar 2017
 3  Der Freitag, 16. Juni 2006
 4  https://lobbypedia.de/wiki/Bertelsmann_Stiftung
 5  Etgeton, Schwenk, Böcken: Systemkohärenz im Ge

sundheitswesen – Plädoyer für eine Integrierte Kran
kenversicherung. In GuS 04/2013

 6  https://www.youtube.com/watch?v=TycFre_uspE
 7  Ahrens, D. (2013): Regulierter Wettbewerb im Ge

sundheitswesen – Erfahrungen aus den Niederlan
den. In: Gesundheitswesen, 75, S. 386–392

 8  OECD Health Statistics 2015
 9  https://www.bertelsmannstiftung.de/de/unsere

projekte/integriertekrankenversicherung/zehn
punkteplan/

10  a. a. O., S. 6
11  http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/

DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/
Tragfaehige_Staatsfinanzen/20160304vierter 
tragfaehigkeitsbericht.pdf; jsessionid=91E9A49D819
9FC482191EE8BF6F65D0A?__blob=publication 
File&v=12

12  Etgeton/Schwenk in Bertelsmann Stiftung: „Spot
light Gesundheit – GKV statt Beihilfe“, einer Zusam
menfassung der Studie, S. 5

13  a. a. O., S. 7
14  Etgeton/Schwenk, a. a. O., S. 5
15  Süddeutsche Zeitung, 11. Januar 2017
16  Herbert Frommes Versicherungsmonitor Premium, 

10. Januar 2017
17  Süddeutsche Zeitung, 11. Januar 2017
18  FAZ, 11. Januar 2017
19  rponline, 11. Januar 2017, 07.32 h
20  dfg, 12. Januar 2017
21  Gesundheitspolitischer Informationsdienst, 12. Janu

ar 2017
22  Hannoversche Allgemeine Zeitung,  

11. Januar 2017
23  Darmstädter Echo, 12. Januar 2017
24  SWR Landesschau aktuell vom 11. Januar 2017
25  FOCUSOnline, 11. Januar 2017, 13.54 h
26  a. a. O., S. 7
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Manuel Hellstern folgt auf Georg Konrath

Stabwechsel an der Spitze des  
Hauptpersonalrates der Justiz
Der Hauptpersonalrat beim 
Ministerium der Justiz und für 
Europa in BadenWürttemberg 
hat einen neuen Vorsitzenden. 
Justizminister Guido Wolf hat 
Georg Konrath Anfang April im 
Rahmen einer Feierstunde offi
ziell aus seinem Amt verab
schiedet und seinen Nachfol
ger Manuel Hellstern ins Amt 
eingeführt. An der Feierstunde 
haben auch BBWVize Walde
mar Futter und BBWGe
schäftsführerin und Justiziarin 
teilgenommen. Bereits am 11. 
Januar 2017 hatte der Haupt
personalrat des Justizministe
riums den Landesvorsitzenden 
des Bundes der Rechtspfleger 
BDR, Manuel Hellstern, zum 
Nachfolger des ausscheiden
den langjährigen Vorsitzenden 
Georg Konrath gewählt, der als 
Erster stellvertretender Lan

desvorsitzender dem Bund der 
Strafvollzugsbediensteten 
BSBD angehört. Im Rahmen 
der Feierstunde hatte Wolf 

den scheidenden HPRVorsit
zenden als einen Mann gewür
digt, der mit seiner freundli
chen aber bestimmten Art  in 

all den Jahren viele Verbesse
rungen für die Kolleginnen und 
Kollegen maßgeblich mitge
staltet habe.   
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 < Justizminister Guido Wolf verabschiedete im Rahmen eine Feierstunde Anfang April den bisherigen HPRVorsit
zenden Georg Konrath und führte dessen Nachfolger Manuel Hellstern in sein Amt ein (von links): Manuel Hell
stern, Georg Konrath, Justizminister Guido Wolf, BBWVize Waldemar Futter, BBWGeschäftsführerin und  
Justiziarin Susanne Hauth.

Landesseniorenvertretung beim Kommunalen Versorgungsverband

Serviceorientierung wird großgeschrieben
Der Vorstand der Landessenio
renvertretung beim BBW war 
Gast beim Kommunalen Ver
sorgungsverband BadenWürt
temberg (KVBW). Der intensive 
Gesprächsaustausch umfasste 
die Themen: Versorgung, Bei
hilfe und die Auswirkungen der 
Pflegestärkungsgesetze auf die 
Beihilfeberechtigten. Direktor 
Frank Reimold und sein Team 
vermittelten mit ihren Ausfüh
rungen die vorbildliche Service
orientierung des Verbandes. 
Beihilfebescheide werden, aus
genommen zu Stoßzeiten wie 
zur Jahreswende, in der Regel 
innerhalb von vierzehn Tagen 
erteilt, eine Untergrenze der 
Aufwendungen für die Antrag
stellung besteht nicht. Gesetz
liche Vorgaben und Verordnun
gen werden zeitnah umge
setzt. 

Dank einer frühzeitigen Vorar
beit konnten die nach dem 
Dienstrechtsreformgesetz in 
FünfJahresAbständen vorge

schriebenen Regelauskünfte zur 
Versorgung bereits Ende Januar 
an die fast 30 000 Laufbahnbe
amten versandt werden. 

Die Regelauskunft 2017 infor
miert über die zum 31. März 
2017 bestehenden Versor
gungsansprüche im Falle von 
Dienstunfähigkeit und zum 
Zeitpunkt des Erreichens der in
dividuellen Regelaltersgrenze. 
Geschäftsbereichsleiter Ralf 
Lindemann und Martin Jäckel 
berichteten über den aktuellen 
Sachstand des Verwaltungsge
richtsverfahrens zur abschlags
freien Zurruhesetzung, die Be
rücksichtigung von Dienstzeiten 
vor dem 17. Lebensjahr und die 
Prüfung des Finanzministeri
ums zur Beibehaltung der Vor
schrift über die Mindestversor
gung bei langen Freistellungen.

Joachim Müller und seine Crew 
erarbeiteten für das Gespräch 
umfangreiche und detaillierte 
Informationen über die Umset

©
 B

BW

 < Direktor Frank Reimold vom Kommunalen Versorgungsverband BW und 
sein Team haben den Vorstand der BBWSeniorenvertretung zu einem 
Informationsgespräch empfangen.
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Inhaltliche und strukturelle Weiterentwicklung der Lehrerfortbildung

Meinung der Lehrkräfte ist gefragt
Für die angekündigte inhaltliche und strukturelle Weiterentwicklung bei 
der Lehrerfortbildung setzt das Kultusministerium auch auf die Meinung 
der circa 117 000 Lehrerinnen und Lehrer der öffentlichen Schulen in Ba
denWürttemberg. Vom 24. April an bis zum 8. Mai 2017 hatten alle Lehr
kräfte die Möglichkeit, an einer Onlinebefragung teilzunehmen. 

In einem Schreiben, das an die 
knapp 3 900 öffentlichen Schu
len in BadenWürttemberg 
ging, hatte Kultusministerin Dr. 
Susanne Eisenmann die Lehre
rinnen und Lehrer gebeten, 
sich an diesem Weiterentwick
lungsprozess zu beteiligen. Die 
Bildungsforschung weise schon 
lange auf den Zusammenhang 
der Lehrerfortbildung und der 
Unterrichtsqualität hin, so die 
Ministerin. Doch für eine Neu
ausrichtung sei eine gründliche 
und systematische Bedarfsana
lyse notwendig. „Für die Be
darfsanalyse ist uns wichtig, 
die Kompetenz und Einschät
zung derer zu erfahren, für die 
wir das Angebot machen. Des
halb hoffen wir auf eine breite 
Teilnahme bei der Umfrage“, 
sagte Eisenmann im Vorfeld 
der Aktion.

Den Fragebogen für die Umfra
ge hatte das Kultusministerium 
gemeinsam mit den Hauptper
sonalräten entwickelt. Gefragt 
wurden die Lehrerinnen und 
Lehrer unter anderem nach ih
ren inhaltlichen Wünschen in 
der Lehrerfortbildung, aber 
auch nach Beweggründen für 
eine Teilnahme sowie nach der 

Häufigkeit der besuchten Ver
anstaltungen. Wichtige An
haltspunkte für die Befragung 
haben im Vorfeld die Ergebnis
se einer Längsschnittstudie zur 
Wirksamkeit und Nachhaltig
keit von Lehrerfortbildungen 
geliefert, die die Pädagogische 
Hochschule Freiburg im Auf
trag des Kultusministeriums 
von 2010 bis 2014 durchge
führt hat.

Seit der Veröffentlichung des 
IQBBildungstrends im Oktober 
2016 setzt sich das Kultusmi
nisterium mit den Befunden 
auseinander, mit dem Ziel, ge
eignete Maßnahmen zu entwi
ckeln, um die Leistungsfähig
keit und Qualität des Schulsys
tems zu verbessern. Als eine 
wichtige Stellschraube haben 
sowohl Schulpraktiker als auch 
Experten aus der Bildungsfor
schung die Lehrkräftefortbil
dung erkannt. „Für gute Schü
lerleistungen ist die Unter
richtsqualität entscheidend. 
Deshalb werden wir unsere 
Fortbildungen gezielt auf die 
qualitative Stärkung des Unter
richts ausrichten und uns fra
gen, ob wir bislang die richti
gen Inhalte vermittelt haben. 

Außerdem müssen wir auch 
unsere eigenen Strukturen in 
der Schulverwaltung kritisch 
ansehen“, sagt Eisenmann.

Die Ursachen für den Abwärts
trend BadenWürttembergs 
seit dem IQBLändervergleich 
2009 sind laut Kultusministeri
um vielfältig. Deshalb müssten 
Maßnahmen an mehreren 
Punkten ansetzen und gut auf
einander abgestimmt sein. Die 
Onlinebefragung der Lehrkräf
te sei dabei ein zentraler 
Schritt. Diesem Schritt seien, 
so Eisenmann, zahlreiche öf
fentliche und interne Veran
staltungen und Beratungen 
mit dem IQB, mit Bildungsfor
schern und Experten aus Ba

denWürttemberg und ande
ren Ländern vorausgegangen. 
„Wir suchen seit Monaten eine 
intensive Auseinandersetzung 
mit allen unseren Partnern im 
Bildungswesen, um gemein
sam zu überlegen, wie wir die 
Qualität unseres Schulsystems 
verbessern können“, betont die 
Ministerin. Dieser Prozess soll 
zu einem abgewogenen Vor
schlag über Inhalte und Struk
turen führen. Das Kultusminis
terium arbeite derzeit an einer 
Weiterentwicklung und Neu
strukturierung bei der Lehrer
fortbildung sowie an der Ein
führung eines strategischen 
Bildungsmonitorings. Noch vor 
der Sommerpause möchte die 
Ministerin hierzu erste struktu
relle Überlegungen vorstellen. 
Eisenmann hat sich in diesem 
Zusammenhang auch mit Ex
perten und Praktikern aus an
deren Bundesländern beraten 
– wie beispielsweise Hamburg 
und SchleswigHolstein. 

zung der Verordnung des  
Finanzministeriums zu den Re
gelungen in den Pflegestär
kungsgesetzen und deren Aus
wirkungen auf die Beihilfebe
rechnung. Anhand von anony
misierten Echtfällen von privat 
Pflegeversicherten wurden die 
nach den Leistungen der Pfle
gekasse und der Beihilfe ver
bleibenden Lücken bei häusli
cher und bei stationärer Pflege 
dargestellt. Diese Beispiele ver

deutlichen, in welcher Höhe 
eine mögliche PflegeZusatz
versicherung sinnvoll ist. Sie 
werden den Seniorenbeauf
tragten der Fachgewerkschaf
ten als Orientierungshilfe für 
Anfragen zur Verfügung ge
stellt. In konkreten Fällen ist je
doch der direkte Kontakt mit 
dem KVBW angezeigt. Wer 
eine PflegeZusatzversicherung 
in frühen Lebensjahren ab
schließt, kann sich zu erträgli

chen Prämien versichern. Eine 
staatliche Förderung ist mit 
dem „PflegeBahr“ möglich. Zu 
einer monatlichen Prämie von 
mindestens zehn Euro zahlt der 
Staat fünf Euro zu und erhöht 
damit die Leistungen einer 
PflegeZusatzversicherung.

Bei der Einstufung in einen Pfle
gegrad orientiert sich der KVBW 
ausschließlich an den Mittei
lungen der Pflegekassen. Sie er

folgt durch MEDICPROOF, dem 
medizinischen Dienst der priva
ten Krankenversicherung. Tritt 
ein Pflegefall ein oder besteht 
erkennbar ein Hilfs und Bera
tungsbedarf, kann die Beratung 
der COMPASS Private Pflegebe
ratung für die Betroffenen kos
tenfrei in Anspruch genommen 
werden. Die Beihilfestelle zahlt 
ihren Kostenanteil für einen 
Hausbesuch direkt an COM
PASS.  

©
 M

EV
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 z Dienstrecht *
B139 GB vom 18. bis 21. Juni 
2017 in Königswinter. 

Im Mittelpunkt dieses Seminars 
steht das Dienstrecht in Baden
Württemberg mit Beamten
(status) recht, Besoldungsrecht 
und Beamtenversorgungsrecht. 
Ein weiteres Thema ist das Beihil
ferecht in BadenWürttemberg.

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 198 Euro

 z Gesundheitsmanagement 

B154 GB vom 7. bis 9. Juli 2017  
in Königswinter. 

Wie entsteht Stress? Was kann 
ich dagegen tun, im Beruf und im 
Alltag? In diesem Seminar kön
nen die Teilnehmer ihr „persönli
ches Gesundheitsmanagement“ 
erlernen. Als zentrale Punkte ste
hen dabei die Fragen Umgang 
mit und Bewältigung von Stress, 
richtige Ernährung, Bewegung 
und Sport im Mittelpunkt.  

Seminarangebote im Jahr 2017
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 2017 
folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

©
 M
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BBWFrauenvertreterin trifft frauenpolitische Sprecherin der CDUFraktion

Im Fokus: das Chancengleichheitsgesetz 2016
Mit einer Evaluierung des Chan
cengleichheitsgesetzes 2016 
(ChancenG 2016) ist gegenwär
tig nicht zu rechnen. Das hat die 
CDULandtagsabgeordnete 
Christine Neumann Anfang Ap
ril im Gespräch mit der Vorsit
zenden der Landesfrauenver
tretung des BBW, Heidi Deusch
le, erklärt. Mit einem ersten 
Schritt zur Überprüfung des Ge
setzes sei frühestens im Herbst 
2017 zu rechnen.

Neumann, die frauenpolitische 
Sprecherin der CDULandtags
fraktion ist, sagte, gemeinsam 
mit dem Sozialministerium sei 
man zu dem Schluss gekom
men, dass es für eine Evaluie
rung des ChancenG 2016 ge
genwärtig noch zu früh sei. 
Man wolle zunächst abwarten, 
wie sich die neu installierten 
Beauftragten für Chancen
gleichheit im kommunalen Be
reich etablieren und das Gesetz 
umsetzen. Zudem gelte es ab
zuwarten, wie sich die Kompe
tenzerweiterung bezüglich 
Vereinbarkeit von Familie, Pfle
ge und Beruf auswirke. 

Der Hinweis der BBWFrauen
vertreterin, dass die Umset
zung des Gesetzes an der Basis 
Probleme bereite, überraschte 
die CDUAbgeordnete kaum. 
Auch dass Deuschle dafür 
Schwachstellen im Gesetz ver
antwortlich machte, war für 
Neumann nichts Neues. Im Ge
genteil, sie wies darauf hin, 
dass sich der Sozialausschuss 
aufgrund der jetzt schon zahl
reichen Landtagsanfragen ver
schiedenster Abgeordneten 
bereits mit dem Thema befasst 
habe. Gemeinsam mit dem So
zialministerium habe man sich 
in dieser Angelegenheit den
noch für das Abwarten ent
schieden.

Das Chancengleichheitsgesetz 
2016 ist am 27. Februar 2016 
in Kraft getreten und löste das 
Chancengleichheitsgesetz aus 
dem Jahr 2005 ab. Es soll hel
fen, Frauen und Männer im öf
fentlichen Dienst tatsächlich 
gleichzustellen und insbeson
dere mehr Frauen in Führungs
positionen zu bringen. Mit 
dem neuen „Gesetz zur Ver

wirklichung der Chancen
gleichheit von Frauen und 
Männern im öffentlichen 
Dienst in BadenWürttem
berg“ soll das berufliche Vor
ankommen von Frauen in der 
Verwaltung gezielt gefördert 
und die Vereinbarkeit von Fa
milie, Pflege und Beruf verbes
sert werden.

Gegenstand des Gesprächs 
zwischen der CDUAbgeordne
ten und der BBWFrauenvertre
terin war auch die Mütterren
te. Deuschle nahm die frauen
politische Sprecherin der CDU 
in die Pflicht, sich dafür einzu
setzen, dass die Mütterrente 
auf den Beamtenbereich über
tragen wird.  

©
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 < Trafen sich zu einem Gedankenaustausch: Christine Neumann, frauen
politische Sprecherin der CDULandtagsfraktion, und die Vorsitzende der 
Landesfrauenvertretung des BBW, Heidi Deuschle.
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Zudem üben Sie, sich zu entspan
nen, erfahren hautnah die  
Bedeutung von Sport und Bewe
gung und lernen, warum Ernäh
rung und Wohlbefinden viel mit
einander zu tun haben.

Wochenendseminar 

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Personalmanagement 

B156 GB vom 9. bis 11. Juli 2017 
in Königswinter.

Zukunft öffentlicher Dienst – 
Veränderte Personal und Orga
nisationsentwicklungsanforde
rungen u. a. mit Fragestellungen 
im Zusammenhang mit Arbeits, 
Tarif und Beamtenrecht, die 
neue Entgeltordnung und daraus 
resultierende Fragestellungen  
(u. a. Stellenbewertung und Ein
gruppierung).

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Zeitmanagement –  
Meine Zeit gehört ... wem?

B200 GB vom 17. bis 19. Septem
ber 2017 in Königswinter.

Aufbauend auf die persönlichen 
Erfahrungen und Wünsche der 
Teilnehmerinnen und Teilneh
mer gewinnen Sie Einblicke in 
die Stärken und Verbesserungs
möglichkeiten Ihrer bisherigen 
ZeitmanagementStrategien. 
Mit den im Seminar angebote
nen Instrumenten lassen sich 
Lösungen für kritische Situatio
nen finden. Dabei wird das 
 professionelle Verhalten im 
 Kollegium thematisiert und der 
Umgang mit den Aufgaben und 
Ansprüchen trainiert. Auf der 
Grundlage der erlernten Me
thoden erarbeiten die Teilneh
merinnen und Teilnehmer ein 
Zeitmanagement, das ihre 
Selbstwirksamkeit in der Zeitor
ganisation erhöht und damit Zu
friedenheit in der Arbeit sowie 
in der Balance von Beruf und  
Familie verbessern hilft.

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement: 
Gesund und fit bei der  
Büroarbeit 

B133 GB vom 29. September bis 
1. Oktober 2017 in Königswinter.

In diesem Seminar wird speziell 
auf das „persönliche Gesund
heitsmanagement“ bei der täg
lichen Büroarbeit eingegangen. 
Es geht dabei um Stress und um 
wirksame Methoden, diesen zu 
vermeiden bzw. zu bewältigen. 
Weiterhin wird auf die schützen
de und stressreduzierende Wir
kung von Entspannung, Sport 
und Bewegung eingegangen und 
in der praktischen Anwendung 
geübt. Weitere Übungen und 
Tipps für den Hals, Schulter und 
Rückenbereich runden dieses Se
minar ab.

Wochenendseminar

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Persönlichkeits-
management:  
Lotusblüteneffekt – mit 
Achtsamkeit gelassen und 
handlungsfähig bleiben

B233 GB vom 15. bis 17. Oktober 
2017 in Königswinter.

Achtsamkeit ist der Megatrend 
für die nahe Zukunft. Mit Acht
samkeit kann ein Lotusblütenef
fekt erzielt werden. Die Lotus
blüte lässt Stoffe durch, die sie 
stärken und ihr guttun. Schädli
ches perlt an ihr ab. Bei diesem 
Seminar können die Teilnehmer 
erfahren, wie sie mit Achtsam
keit und Reflexion diesen Effekt 
erzielen können. So können sie 
herausfordernde Arbeitssituatio
nen gelassener angehen, Anfor
derungen klarer einteilen und 
mehr Energie für Wesentliches 
freisetzen. Es wird vermittelt, 
Stärkendes und Schädliches kla
rer zu unterscheiden sowie den 
inneren  Antreiber kennenzuler

nen und diesen klarer einzu
setzen. Außerdem werden 
Techniken trainiert, die die 
Selbstwirksamkeit steigern, um 
auch in schwierigen Situationen 
gelassen zu reagieren und die 
Handlungsfähigkeit zu sichern.

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Tarifpolitik

B231 GB vom 22. bis 24. Oktober 
2017 in Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle
gen, die sich für Arbeitnehmer
fragen (Tarifrecht) interessieren.

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z EDV-Schulung – Film- und 
Videobearbeitung

B243 GB vom 5. bis 7. November 
2017 in Königswinter. 

Dieses Seminar richtet sich an In
teressierte, die aus ihren priva
ten Videoaufnahmen „vorzeig
bare“ Filme erstellen möchten. 
Neben den vielen Möglichkeiten 
der Vertonung soll insbesondere 
der professionelle Schnitt auch 
mit den vielfältigen Möglichkei
ten von Überblendtechniken er
lernt werden. 

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbetrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

*Die Seminare Kommunikations-
management – mein Umgang 
mit Konflikten B105 GB vom 7. 
bis 9. Mai 2017 und Dienstrecht 
B139 GB vom 18. bis 21. Juni 
2017 in Königswinter erfüllen 
zwar die Voraussetzungen zur 
Freistellung nach dem Bildungs-
zeitgesetz Baden-Württemberg 
(BzG BW) als berufliche oder eh-
renamtliche Weiterbildung, al-
lerdings gibt es eine Einschrän-
kung: Der aufgeführte erste 
Seminartag ist lediglich der An-
reisetag, an dem (möglichst bis 
18 Uhr) die Anreise nach Königs-
winter erfolgt. Der eigentliche 

Seminarbeginn ist am darauffol-
genden Tag um 9 Uhr. Dieser Tag 
ist somit auch der erste Freistel-
lungstag nach dem BzG BW. 

Über unser Seminarangebot hin
aus bieten wir auch die Möglich
keit, über „Voucher“ Seminare der 
dbb akademie zu buchen. Mit die
sen Gutscheinen besteht die 
Möglichkeit, vergünstigt an Semi
naren des offenen Programms der 
dbb akademie teilzunehmen. In
teressenten informieren sich auf 
der Homepage der dbb akademie 
(www.dbbakademie.de) bei den 
Seminaren im „offenen Pro
gramm“ (Kennbuchstabe „Q“ vor 
der Seminarnummer) und fragen 
dann beim BBW nach, ob für die
se Veranstaltung Voucher zur 
Verfügung stehen. Unabhängig 
von dem im Seminarprogramm 
veröffentlichten Teilnehmerbe
trag verringert sich dieser durch 
die Inanspruchnahme des Vou
chers auf 132 Euro.

Mit diesem neuen Angebot wol
len wir unseren Mitgliedern die 
Möglichkeit einräumen, zu ver
günstigten Teilnehmergebühren 
von dem vielseitigen Seminar
angebot der dbb akademie  
Gebrauch zu machen. 

Alle Seminare sind auch für 
Nichtmitglieder offen. Der Teil
nehmerbeitrag beträgt bei 
Nichtmitgliedern das Doppelte 
des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 
Mitgliedsverbände des BBW ent
gegengenommen werden. Diese 
halten Anmeldeformulare be
reit. Eine unmittelbare Anmel
dung bei der dbb akademie ist 
nicht möglich. Anmeldeformula
re sowie unser Seminarpro
gramm finden Sie auch im Inter
net unter www.bbw.dbb.de.

D
er

 ö
ff

en
tl

ic
he

 D
ie

ns
t 

in
 B

ad
en

-W
ür

tt
em

be
rg

15



Gewerkschaft für den öffentlichen Dienst

Niemand kommt im
heutigen Berufsleben

ohne
Gewerkschaftsvertretung aus.
Allein auf sich gestellt
haben Sie

wenig Chancen,
Ihre Interessen durchzusetzen
und Ihre Rechte wahrzunehmen.

130.000
Mitglieder

solidarisch

kompetent

erfolgreich

ja auch ich möchte

Mitglied werden!

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Postfach 10 06 13
70005 Stuttgart

Absender

Berufs-/Dienstbezeichnung

Ich bin beschäftigt bei

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Am Hohengeren 12
70188 Stuttgart

Telefon 07 11/1 68 76-0
Telefax 07 11/1 68 76-76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de
http://www.bbw.dbb.de
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